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Bundesgesetz über die Raumplanung
(Vom 4. Oktober 1974)

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 22ter, 22<iuater, 23, 24, 24bis, 24ter, 24<iuater, 24sexies, 24sePties, 
26, 26bis, 31bis, 34ter, 34sexies, 36, 36bis, 36ter und 37ter der Bundesverfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 31. Mai 1972,

beschliesst:

1. Teil: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 
Zweck

1 Dieses Gesetz bezweckt, die Raumplanung durch Kantone und Bund sicher­
zustellen und deren Bestrebungen auf diesem Gebiete zu fördern und zu koordinieren.

2 Die Raumplanung hat folgende Aufgaben:
a. Sie schützt die natürlichen Grundlagen des menschlichen Lebens, wie Boden, 

Luft, Wasser und Landschaft.
b. Sie schafft die räumlichen Voraussetzungen für die Entfaltung des persönlichen, 

sozialen und wirtschaftlichen Lebens.
c. Sie fördert die Dezentralisation der Besiedlung mit regionalen und überregionalen 

Schwerpunkten und hat die Entwicklung der grossen Städte auf dieses Ziel 
hinzulenken.

d. Sie verwirklicht eine angemessene, auf die künftige Entwicklung des Landes 
abgestimmte Begrenzung des Siedlungsgebietes und dessen zweckmässige Nutzung.

e. Sie fördert den Ausgleich zwischen ländlichen und städtischen, wirtschaftlich 
schwachen und wirtschaftlich starken Gebieten.

/ . Sie hat die Eigenart und Schönheit von Landschaften sicherzustellen.
g. Sie trägt einer ausreichenden eigenen Ernährungsbasis des Landes Rechnung.
h. Sie berücksichtigt die räumlichen Bedürfnisse der Gesamtverteidigung.

Art. 2 
Planungspflicht

1 Kantone und Bund sorgen für eine ständige und durchgehende Planung im Sinne 
dieses Gesetzes und stimmen sie aufeinander ab; sie treffen die hiefür nötigen Vor­
kehren.

2 Kantone und Bund tragen in ihrer gesamten Gesetzgebungs- und Verwaltungs­
tätigkeit den Anforderungen der Raumplanung Rechnung.
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Art. 3
Information

Kantone und Bund informieren die Öffentlichkeit über die Ziele und Anliegen 
der Planung.

Art. 4 
Interessenschutz

1 Die mit Planungsaufgaben betrauten Behörden aller Stufen wahren die schutz­
würdigen öffentlichen und privaten Interessen und wägen sie gegeneinander ab.

2 Stehen zur Erreichung eines Planungszweckes mehrere Massnahmen zur Ver­
fügung, so ist die für die Betroffenen im gesamten weniger belastende Lösung zu 
wählen.

2. Teil: Inhalt der Raumplanung 

1. Titel: Aufgaben der Kantone

1. Kapitel: Gesamtrichtpläne 

Art. 5 
Grundsätze

1 Die Kantone legen die Grundzüge der künftigen nutzungs- und besiedlungs- 
mässigen Entwicklung ihres Gebietes in Form von Gesamtrichtplänen fest.

2 Gesamtrichtpläne können sich auf das ganze Kantonsgebiet oder auf einzelne 
Regionen beziehen.

3 Die Gesamtrichtpläne tragen den gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsmöglich­
keiten der Regionen Rechnung.

Art. 6 
Zweck

1 Die Gesamtrichtpläne sollen eine zweckmässige Nutzung des Bodens und eine 
geordnete Besiedlung des Landes gewährleisten.

2 Im besonderen sollen das im Hinblick auf die künftige bevölkerungsmässige 
und wirtschaftliche Entwicklung des Landes benötigte Siedlungsgebiet und das nicht 
zu besiedelnde Gebiet ausgeschieden werden.

Art. 7 
Inhalt

1 Die Gesamtrichtpläne umfassen in der Regel Teilrichtpläne der Besiedlung und 
der Landschaft, des Verkehrs, der Versorgung sowie der öffentlichen Bauten und 
Anlagen.

2 Die Gesamtrichtpläne enthalten Angaben über ihre Durchführung in techni­
scher, finanzieller und zeitlicher Hinsicht.

3 Die Gesamtrichtpläne berücksichtigen die Sachpläne des Bundes.
4 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Planungszeiträume und die formel­

len Anforderungen an die Gesamt- und Teilrichtpläne.



Art. 8
Rechtsnatur und Verfahren

1 Die Gesamtrichtpläne sind verbindlich für die Behörden des Bundes, der 
Kantone, der Gemeinden, die öffentlich-rechtlichen Körperschaften und privaten 
Organisationen, die mit Aufgaben der Raumplanung betraut sind.

2 Die Entwürfe der Gesamtrichtpläne sind, bevor darüber Beschluss gefasst wird, 
öffentlich bekanntzumachen. Jedermann erhält Gelegenheit, sich zu den Entwürfen zu 
äussern. Die Behörden haben zu den Einwendungen Stellung zu beziehen.

3 Die Gesamtrichtpläne stehen jederzeit zur Einsicht offen.

Art. 9 
Revision

Die Gesamtrichtpläne sind regelmässig, spätestens aber alle zehn Jahre zu über­
prüfen; sie sind nötigenfalls den veränderten Verhältnissen anzupassen.

2. Kapitel: Teilrichtpläne

1. Abschnitt: Richtpläne der Besiedlung und der Landschaft
Art. 10
Inhalt

1 Die Richtpläne der Besiedlung und der Landschaft legen Art und Ausmass der 
Nutzung des Bodens in den Grundzügen fest.

2 Es sind folgende Nutzungsgebiete vorzusehen:
a. Siedlungsgebiet;
b. Landwirtschaftsgebiet; „
c. Forstgebiet;
d. Erholungsgebiet;
e. Schutzgebiet;
f. übriges Gebiet.

3 Erholungs- und Schutzgebiete können sich untereinander und mit ändern 
Nutzungsgebieten überlagern.

4 Die kantonale Gesetzgebung kann weitere Arten von Nutzungsgebieten vor­
sehen.

Art. 11 
Siedlungsgebiet

1 Als Siedlungsgebiet darf nur Land ausgeschieden werden, das sich zur Besied­
lung eignet und

a. bereits weitgehend überbaut ist oder
b. in absehbarer Zeit, längstens aber innert 20 bis 25 Jahren seit Erlass der Gesamt­

richtpläne, für eine geordnete Besiedlung benötigt wird und innert dieser Frist
erschlossen werden kann und

c. nicht übermässig grosse Ballungsräume zur Folge hat.
2 Die Kantone können Land, das beim Inkrafttreten des Gesetzes in Bauzonen 

liegt, jedoch innert 20 bis 25 Jahren seit Erlass der Gesamtrichtpläne für die Besiedlung 
nicht benötigt wird, als Bauentwicklungsgebiet ausscheiden; Artikel 29 Absätze 3 und
5 ist darauf anwendbar.
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Art. 12
Landwirtschaftsgebiet

1 Als Landwirtschaftsgebiet ist solches Land auszuscheiden, das sich für die 
landwirtschaftliche Nutzung eignet; überdies ist ihm Land zuzuweisen, das im Gesamt­
interesse landwirtschaftlich genutzt werden soll.

2 Bei der Ausscheidung der Landwirtschaftsgebiete sind die Erfordernisse einer 
rationellen produktionsorientierten Landwirtschaft zu berücksichtigen. Es sind nach 
Möglichkeit grössere zusammenhängende Landwirtschaftsgebiete auszuscheiden.

Art. 13 
Forstgebiet

Das Forstgebiet umfasst das gesamte Waldareal, das durch die eidgenössische 
und kantonale Gesetzgebung umschrieben und geschützt ist, sowie das zur Aufforstung 
bestimmte Gebiet.

Art. 14 
Erholungsgebiet

1 Gebiete, die sich für Erholungszwecke eignen und hiefür benötigt werden, sind 
als Erholungsgebiete zu bezeichnen. Die Kantone sorgen dafür, dass mit Einschluss 
von Landwirtschafts-, Forst- und Schutzgebieten grössere zusammenhängende 
Erholungsräume entstehen.

2 Erholungsgebiete sollen vorab in der näheren und weiteren Umgebung der 
Siedlungen vorgesehen werden.

Art. 15 
Schutzgebiet

Das Schutzgebiet umfasst:
a. Bäche, Flüsse, Seen und deren Ufer;
b. Landschaften von besonderer Schönheit und Eigenart;
c. Ortsbilder, geschichtliche Stätten sowie Natur- und Kulturdenkmäler von

nationaler oder regionaler Bedeutung;
d. Gebiete, deren Gefährdung durch Naturgewalten bekannt ist.

Art. 16 
Übriges Gebiet

Land, das sich für keine Nutzung im Sinne von Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben 
a bis e eignet, insbesondere unproduktives Land, ist als übriges Gebiet auszuscheiden.

2. Abschnitt: Übrige Teilrichtpläne

Art. 17 
Richtpläne des Verkehrs

1 Die Kantone stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit für ihr Gebiet Pläne über 
die Strassen und die weiteren Verkehrsanlagen auf.
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8 Die Richtpläne des Verkehrs haben insbesondere Angaben zu enthalten über 
Anlagen und Flächen für:

a. das übergeordnete Strassennetz;
b. das Fuss- und Wanderwegnetz von überörtlicher Bedeutung;
c. die Betriebe des öffentlichen Strassenverkehrs;
d. Eisenbahnen, Luftseilbahnen, Skilifte und dergleichen;
e. die schiffbaren Wasserwege und die regelmässig bedienten Schiffahrtslinien;
/ . Rohrleitungen zur Beförderung flüssiger oder gasförmiger Brenn- oder Treibstoffe;
g. die Einrichtungen für den Luftverkehr (Flugplätze samt Flugsicherungsein­

richtungen);
h. andere Transporteinrichtungen von öffentlichem Interesse sowie grössere Par- 

kierungsanlagen,
Art. 18 

Richtpläne der Versorgung
1 Die Kantone stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit für ihr Gebiet Pläne der 

Wasser- und Energieversorgung sowie der Abwasser- und Abfallbeseitigung auf.
2 Die Richtpläne der Versorgung haben insbesondere Angaben zu enthalten über:

a. die nutzbaren Wasservorkommen, insbesondere Grundwasser und Quellen;
b. die Schutzgebiete, wo mit Rücksicht auf nutzbare Wasservorkommen und die 

Grundwasseranreicherung keine Vorkehren getroffen werden dürfen, welche die 
Gewässer verunreinigen oder sonstwie beeinträchtigen;

c. die vorhandenen Anlagen für die Wassergewinnung, -Speicherung und -Verteilung;
d. die zur Deckung des künftigen Wasserbedarfes erforderlichen Anlagen;
e. die Anlagen der Energieerzeugung, -Übermittlung und -Verteilung, wie Hoch­

spannungsleitungen und Fernheizleitungen;
/ . die Anlagen der Abwasserableitung und -reinigung;
g. die Anlagen der Abfallbeseitigung mit Einschluss von Abfalldeponien.

Art. 19
Richtpläne der öffentlichen Bauten und Anlagen

In die Richtpläne der öffentlichen Bauten und Anlagen sind die für die Raum­
planung wichtigen öffentlichen Bauten und Anlagen aufzunehmen.

2. Titel: Aufgaben des Bundes
Art. 20 

Untersuchungen
1 Der Bund führt zusammen mit den Kantonen in Ausführung von Artikel 1 

Absatz 2 Untersuchungen über die möglichen künftigen besiedlungs- und nutzungs- 
mässigen Entwicklungen des Landes durch. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind 
in Leitbildern darzustellen und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

2 Die Untersuchungen sollen sich auf längere Zeiträume beziehen; sie sind pe­
riodisch zu überarbeiten.
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Art. 21
Materielle Grundsätze

1 Auf Grund der Untersuchungen stellt der Bund auf dem Wege der Gesetz­
gebung weitere materielle Grundsätze für die Raumplanung auf.

2 Die materiellen Grundsätze des Bundes, die Gesamtrichtpläne der Kantone und 
die Sachpläne des Bundes bilden eine Grundlage für die Raumordnung.

Art. 22
Landschaften und Objekte von nationaler Bedeutung

Der Bund stellt zusammen mit den Kantonen ein Verzeichnis der Landschaften, 
Ortsbilder, geschichtlichen Stätten, Natur- und Kulturdenkmäler von nationaler Be­
deutung im Sinne der Gesetzgebung über Natur- und Heimatschutz auf. Er fördert 
die Bestrebungen der Kantone zur Erhaltung dieser Landschaften und Objekte und 
koordiniert die hiefür nötigen Massnahmen.

Art. 23 
Sachpläne

1 Der Bund stellt nach Anhören der Kantone im Rahmen seiner Zuständigkeit 
einen Gesamtverkehrsplan auf.

2 Der Bund koordiniert die kantonalen Versorgungspläne zu einem gesamt­
schweizerischen Versorgungsplan.

3 Der Bund stellt nach Anhören der Kantone einen Sachplan seiner für die 
Raumplanung wichtigen öffentlichen Bauten und Anlagen auf.

4 Die Pläne des Bundes enthalten Angaben über die Durchführung.

Art. 24
Richtlinien für Bauvorschriften

Um die Vereinheitlichung des kantonalen Bau- und Planungsrechtes zu fördern, 
stellt der Bundesrat Richtlinien für die hauptsächlichen Vorschriften auf.

3. Titel: Durchführung
1. Kapitel: Nutzungspläne

Art. 25 
Inhalt

1 Die Nutzungspläne legen die Nutzungszonen innerhalb der im Gesamtricht- 
plan bezeichneten Gebiete fest. Sie werden von den nach kantonalem Recht zustän­
digen Behörden aufgestellt.

2 Die Nutzungspläne tragen dem Bedürfnis nach verschiedenartigen Nutzungen, 
vorab innerhalb der Bauzone, Rechnung.

Art. 26 
Bauzone

Innerhalb des Siedlungsgebietes ist die Bauzone auszuscheiden. Sie darf nur Land 
umfassen, das bereits weitgehend überbaut ist oder längstens innert 10 bis 15 Jahren 
für die Überbauung benötigt und innert dieser Frist erschlossen wird.
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Art. 27
Erschliessung

1 Land ist erschlossen, wenn hinreichende Zu- und Wegfahrten vorhanden sind, 
die Wasser-, Energie- und Abwasserleitungen bis zum Grundstück oder in dessen 
unmittelbare Umgebung herangeführt sind, der Anschluss zulässig und ohne beson­
deren Aufwand möglich ist.

2 Das kantonale Recht kann weitergehende Anforderungen aufstellen.

Art. 28
Erschliessungspflicht und Beitragsleistungen

1 Die nach kantonalem Recht zuständigen Gemeinwesen sind verpflichtet, die 
Erschliessung der Bauzone zeitgerecht durchzuführen. Das kantonale Recht kann 
vorsehen, dass die Erschliessung im Rahmen der Nutzungspläne durch die Grund­
eigentümer selbst vorgenommen wird.

2 Das kantonale Recht regelt die Beitragsleistungen der Eigentümer. Die Beiträge 
sind, unter Vorbehalt von Härtefällen, im Zeitpunkt der durchgeführten Erschliessung 
zu erheben.

3 Der Bundesrat erlässt Richtlinien über die Berechnung, die Höhe und die Fäl­
ligkeit der Beitragsleistungen.

Art. 29 
Rechtswirkungen

1 Die Nutzungspläne enthalten die für jedermann verbindlichen Anordnungen 
über die zulässige Nutzung des Bodens.

2 Ausserhalb der Bauzonen dürfen Bauten und Anlagen nur bewilligt werden, 
wenn sie dem Zweck der Nutzungszone entsprechen. Überlagern sich verschiedene 
Zonen, so sind widersprechende Zwecke gegeneinander abzuwägen.

3 Veränderungen, Erweiterungen und Wiederaufbau von Bauten und Anlagen 
können ausserhalb der Bauzone bewilligt werden, obwohl sie dem Zweck der Nut­
zungszone nicht oder nur teilweise entsprechen, sofern der Gesuchsteller ein sachlich 
begründetes Bedürfnis nachweist und keine überwiegenden öffentlichen Interessen 
entgegenstehen. Unter den gleichen Voraussetzungen können ausnahmsweise auch 
neue Bauten und Anlagen bewilligt werden.

4 Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten sinngemäss auch für das übrige Ge­
biet; jedoch ist jede Erschliessungsmassnahme für die Besiedlung zu unterlassen.

6 Bewilligungen gemäss den Absätzen 3 und 4 bedürfen der Zustimmung der 
zuständigen kantonalen Behörde, wenn es sich um neue Bauten und Anlagen, um 
Wiederaufbauten, um Veränderungen der Nutzung oder um wesentliche Erweiterun­
gen handelt.

Art. 30
Genehmigungspflicht und Abänderung

1 Die Nutzungspläne bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit der Genehmigung durch 
die zuständige kantonale Behörde. Im Genehmigungsverfahren sind sie auf ihre 
Recht- und Zweckmässigkeit sowie auf ihre Übereinstimmung mit den kantonalen 
Gesamtrichtplänen zu überprüfen.
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1 Die Nutzungspläne sind regelmässig den kantonalen Gesamtrichtplänen anzu­
passen. Sie können im Rahmen des Gesamtrichtplanes selbständig abgeändert werden.

8 Aus dieser Anpassung oder Abänderung der Nutzungspläne können keine Ent­
schädigungsansprüche abgeleitet werden. Artikel 48 und 49 bleiben Vorbehalten.

2. Kapitel: Besondere Massnahmen

1. Abschnitt: Kantonales Recht

Art. 31 
Grundsatz

Das kantonale Recht regelt den Erlass und die Durchführung der Gesamtricht- 
pläne, der Nutzungspläne und der weiteren Massnahmen.

Art. 32 
Baubewilligungsverfahren

1 Die Kantone haben vorzuschreiben, dass Bauten und Anlagen ohne behördliche 
Bewilligung nicht erstellt werden dürfen.

2 Sie haben das Baubewilligungsverfahren zu regeln und eine kantonale Ein­
sprache- oder Beschwerdeinstanz vorzusehen, der auch die ermessensweise Über­
prüfung zusteht.

Art. 33 
Erfordernisse

1 Eine Baubewilligung darf nur erteilt werden, wenn das Bauvorhaben den Nut­
zungsplänen entspricht und das Grundstück erschlossen ist oder bei der Überbauung 
erschlossen wird.

2 Die Kantone können weitere Erfordernisse für die Erteilung von Baubewilli­
gungen aufstellen.

3 Sie können Ausnahmen vorsehen, die jedoch den Zwecken dieses Gesetzes nicht 
widersprechen dürfen.

2. Abschnitt: Bundesrecht

Art. 34 
Landumlegung

1 Wenn für die Durchführung von Nutzungsplänen dingliche Rechte an Grund­
stücken neu geordnet werden müssen, kann für das betreffende Gebiet die Landumle­
gung angewendet werden.

2 Die Landumlegung ist entsprechend der Nutzung als land- und forstwirtschaft­
liche Güterzusammenlegung oder als Baulandumlegung oder in der Verbindung beider 
Arten als Gesamtumlegung durchzuführen.

3 Die nach kantonalem Recht zuständige Behörde kann die Landumlegung von 
Amtes wegen anordnen und nötigenfalls auch durchführen.

4 Das kantonale Recht regelt die Einzelheiten.
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Art. 35
Enteignung

1 Wäre die Durchführung der Nutzungspläne in ihrem wesentlichen Inhalt un­
möglich oder übermässig erschwert und lassen sich die Nutzungspläne auch durch 
andere Mittel nicht verwirklichen, so steht den zuständigen Behörden das Recht zu, 
Grundstücke oder Rechte daran zu enteignen; soweit möglich, ist Realersatz anzu­
bieten.

2 Die Enteignung ist insbesondere auch zulässig, wenn im betreffenden Gebiet 
das Angebot an erschlossenem Land ungenügend ist und der Eigentümer, ohne dass 
er wichtige Gründe, vorab späteren Eigenbedarf, nachweisen kann, trotz Ansetzung 
einer angemessenen Frist das Grundstück nicht der Überbauung zuführt. Die ent- 
eigneten Grundstücke sind ohne Verzug der Überbauung zuzuführen; sie sind auf dem 
Wege einer öffentlichen Ausschreibung in der Rege! wieder in Privatbesitz überzu­
führen.

3 Das kantonale Recht regelt die Einzelheiten.

Art. 36 
Planungszonen

1 Die nach kantonalem Recht zuständige Behörde kann bis zum Erlass oder wäh­
rend der Revision von Gesamtrichtplänen oder Nutzungsplänen für genau bezeichnete 
Gebiete Planungszonen festlegen, innerhalb derer keine baulichen Veränderungen 
oder sonstigen Vorkehren getroffen werden dürfen, die der im Gange befindlichen 
Planung widersprechen.

2 Die zuständigen Behörden des Bundes können nach Anhören der Kantone 
Planungszonen festlegen, um die Erfüllung der Aufgaben des Bundes, die Koordina­
tion zwischen den Kantonen und die Berücksichtigung interkantonaler Interessen zu 
sichern.

3 Die Planungszonen dürfen für längstens fünf Jahre verfügt werden. Soweit nö­
tig, kann die Frist um drei Jahre verlängert werden.

Art. 37 
Mehrwertabschöpfung

1 Werden durch die Nutzungspläne oder sonstige planerische Vorkehren sowie 
durch deren Durchführung erhebliche Mehrwerte geschaffen, so sind sie durch Ab­
gaben oder Landabtretungen von dem nach kantonalem Recht zuständigen Gemein­
wesen auf den Zeitpunkt der Realisierung in angemessener Weise abzuschöpfen.

2 Die Abschöpfung von Mehrwerten, soweit sie für die Beschaffung von Realer­
satz zur Sicherung der bisherigen Existenzgrundlage verwendet werden, ist bis zur 
Realisierung der Mehrwerte der Ersatzgrundstücke aufzuschieben, wenn diese zum 
mittleren Preis der in der Gegend getätigten Handänderungen erworben wurden.

3 Der Ertrag der Abschöpfung ist für Raumplanungszwecke zu verwenden, ein 
Teil davon für einen gesamtschweizerischen volkswirtschaftlichen Ausgleich im Sinne 
von Artikel 45. Der Bund erlässt die notwendigen Grundsatzbestimmungen.

4 Das kantonale Recht regelt die Einzelheiten.
5 Der Bundesrat erlässt Richtlinien über die anwendbaren Kriterien und die 

Höhe der Abschöpfung.
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Art. 38
Zusammenarbeit und Koordination

1 Die Kantone arbeiten bei der Aufstellung der Gesamtrichtpläne mit den Bun­
desbehörden zusammen, soweit Aufgaben des Bundes berührt Werden.

2 Im interkantonalen Verhältnis sind die Bundesbehörden koordinierend tätig. 
Sie sorgen insbesondere dafür, dass die Gesamtrichtpläne gesamtschweizerisch zu­
sammenhängend gestaltet werden und dass sie Artikel 1 Absatz 2 sowie den weiteren 
materiellen Grundsätzen des Bundes für die Raumplanung entsprechen.

3 Die Bundesbehörden und die Grenzkantone sorgen für eine enge Zusammen­
arbeit mit' den Planungsbehörden des benachbarten Auslandes; die Gesamtrichtpläne 
der Kantone und die Sachpläne des Bundes nehmen auf die planerischen Zusammen­
hänge im Grenzgebiet angemessen Rücksicht.

Art. 39 
Genehmigung

1 Die kantonalen Gesamtrichtpläne bedürfen der Genehmigung des Bundesrates.
2 Die Prüfung erfolgt im Hinblick auf:

a. die Übereinstimmung mit dem Bundesrecht;
b. die angemessene Berücksichtigung der Bundesaufgaben;
c. die Koordination mit den angrenzenden Kantonen und dem benachbarten Aus­

land.

3. Teil: Förderung der Raumplanung 
1. Titel: Förderung der Landes-, Regional- und Ortsplanung

Art. 40
Forschung, Lehre, Ausbildung

1 Der Bund fördert Forschung, Lehre, Aus- und Weiterbildung auf dem Gebiete 
der Landes-, Regional- und Ortsplanung.

2 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Ausbildung von Raumplanern; er 
kann Anforderungen für die Berufsausübung aufstellen.

Art. 41 
Technische Richtlinien

Der Bundesrat erlässt technische Richtlinien für die Landes-, Regional- und Orts- 
planung.

Art. 42
Beiträge

1 Der Bund leistet an die Kosten der Raumplanung Beiträge bis zu 50 Prozent. 
Die Beiträge werden nach der Finanzkraft der Kantone abgestuft.

4. Titel: Koordination und Aufsicht
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2 Beiträge können gewährt werden an die Kosten:
a. der Gesamtrichtpläne;
b. der Nutzungspläne;
c. der regionalen Planungsgruppen;
d. der regionalen Entwicklungskonzepte.

3 Für Aufgaben von gesamtschweizerischer oder überkantonaler Bedeutung kann 
der Beitrag ausnahmsweise erhöht werden.

2. Titel: Förderung der Infrastruktur;
Ausgleich und Abgeltung

Art. 43
Förderung im Siedlungsgebiet

1 Der Bund fördert im Rahmen der Gesamtrichtpläne die Erschliessung und 
Ausstattung von Siedlungsgebiet im Sinne dieses Gesetzes. Er kann Kantonen, Ge­
meinden, anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie gemeinnützigen Insti­
tutionen Darlehen gewähren, vermitteln oder verbürgen, um die zeitgerechte Erschlies­
sung und Ausstattung im Sinne dieses Gesetzes zu fördern.

2 Die Darlehen können zu günstigeren als den marktüblichen Zinssätzen oder 
unverzinslich gewährt werden; sie sind zurückzuzahlen, sobald die Erschliessung oder 
Ausstattung für den Darlehensempfänger direkte oder indirekte wirtschaftliche Vor­
teile zeitigt. Soweit der Bund Darlehen vermittelt oder verbürgt, kann er Zinszuschüsse 
gewähren. Der Bundesrat setzt die Bedingungen und Auflagen fest.

8 Darlehen, Bürgschaften und Zinszuschüsse können gewährt werden für:
a. Wasser- und Energieversorgungsleitungen sowie Abwasser- und Abfallbeseiti-

gungsanlagen;
b. Strassen und Wege, die unmittelbar der Erschliessung von Bauzonen dienen;
c. Unternehmen des öffentlichen Verkehrs, die unmittelbar den Verkehr in das zu

erschliessende Siedlungsgebiet übernehmen;
d. den vorsorglichen Erwerb oder die Sicherung von Land für Zwecke der Raum­

planung.
Art. 44 

Andere Bundesbeiträge
Der Bund kann die Ausrichtung von anderen Beiträgen an Massnahmen, die 

räumlich erhebliche Auswirkungen zeitigen, davon abhängig machen, dass diese 
Massnahmen den Gesamtrichtplänen entsprechen.

Art. 45
Volkswirtschaftlicher Ausgleich und Abgeltung

1 Der Bund regelt durch Spezialgesetz einen volkswirtschaftlichen Ausgleich 
zugunsten der Land- und Forstwirtschaft als Abgeltung für die Auflagen und Leistun­
gen im Interesse der Raumplanung.

2 In gleicher Weise ist ein Ausgleich zugunsten von Gebieten vorzunehmen, die 
durch Massnahmen der Raumplanung in ihrer Entwicklung eingeschränkt werden und 
nicht bereits einen genügenden wirtschaftlichen Entwicklungsgrad aufweisen.
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3 An Gemeinwesen und Bewirtschafter, deren Gebiete oder Grundstücke für Er- 
holungs- und Schutzzwecke in unzumutbarer Weise beansprucht werden, kann der 
Bund Entschädigungen leisten. Die Entschädigungen können von angemessenen Lei­
stungen der interessierten Kantone oder Gemeinden, allenfalls auch der Bewirt­
schafter, abhängig gemacht werden.

Art. 46
Entzug von Beiträgen, Darlehen und Bürgschaften

Die Bundesbehörden können Bundesbeiträge, Darlehen und Bürgschaften, die 
aufgrund dieses Gesetzes zugesichert oder ausgerichtet wurden, entziehen,rückgängig 
machen oder kündigen, sofern der Empfänger die Gesamtrichtpläne nicht einhält oder 
Massnahmen trifft, die den Zwecken der Raumplanung, wie sie in diesem Gesetz oder 
in der Spezialgesetzgebung des Bundes umschrieben sind, widersprechen.

4. Teil: Enteignung, enteignungsähnliche Eigentumsbeschränkung 
und Entschädigung

Art. 47 
Anwendbares Recht

1 Die Enteignung in formellem oder materiellem Sinne zur Durchführung dieses 
Gesetzes richtet sich nach der kantonalen Gesetzgebung, soweit nicht aufgrund be­
sonderer Bestimmungen das eidgenössische Recht Anwendung findet.

2 Die Bestimmungen dieses Teils finden auch dann Anwendung, wenn die Ent­
eignung nach kantonalem Recht durchgeführt wird.

Art. 48
Begriff der materiellen Enteignung

1 Enteignungsähnlich ist eine Massnahme, die für Grundstücke eine bestehende 
oder in naher Zukunft sehr wahrscheinliche Nutzung untersagt, verunmöglicht oder 
in besonders gewichtiger Weise erschwert, wenn die Grundstücke für diese Nutzung 
geeignet sind und der Eingriff entweder an sich als besonders schwerwiegend erscheint 
oder einzelne Eigentümer im Vergleich zu ändern Eigentümern in ähnlichen Verhält­
nissen unverhältnismässig stark benachteiligt werden.

2 Insbesondere gilt als materielle Enteignung die Auferlegung eines dauernden 
Bauverbots auf Grundstücken, die eingezont, erschlossen und für die bauliche Nut­
zung geeignet sind.

3 Die polizeilichen Schranken des Eigentums sind keine materielle Enteignung.

Art. 49 
A nwendungsfälle

1 Die Zuteilung von Grundstücken zur Landwirtschafts- oder Forstzone oder 
zum übrigen Gebiet im Rahmen der Nutzungspläne ist keine materielle Enteignung.

2 Vorbehalten sind Einzelfälle, bei denen aufgrund besonderer Umstände die 
Zuweisung eine materielle Enteignung bewirkt.
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Art. 50 
Massgebender Zeitpunkt

1 Der Wert der Grundstücke ist bei formeller Enteignung auf den Zeitpunkt der 
erstinstanzlichen Einigungs- oder Schätzungsverhandlung und bei materieller Ent­
eignung auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Eigentumsbeschränkung zu beziehen.

2 Die Eigentümer sind individuell oder durch Publikation auf diesen Zeitpunkt 
hinzu weisen.

Art. 51 
Wertermittlung

Die Entschädigungen sind aufgrund des Verkehrswertes der Grundstücke fest­
zulegen. Inkonvenienzentschädigungen bleiben Vorbehalten.

Art. 52 
Statistik

Um die Übersicht über den Grundstückmarkt zu erleichtern, nehmen Bund und 
Kantone gemeinsam Erhebungen über die getätigten Handänderungen und die Grund­
stückpreise vor und veröffentlichen die Ergebnisse periodisch.

Art. 53 ,
Entschädigungsschuldner

1 Die aus formeller und materieller Enteignung zu leistenden Entschädigungen 
sind von dem Gemeinwesen geschuldet, das die entschädigungspflichtige Massnahme 
beschlossen hat.

2 Der Bund kann in sinngemässer Anwendung von Artikel 42 an solche Entschä­
digungen Beiträge leisten.

Art. 54
Fälligkeit, Verjährung und Verzinsung bei materieller Enteignung

1 Die Entschädigung für materielle Enteignung kann von dem Zeitpunkt an ver­
langt werden, der für ihre Feststellung massgebend ist.

2 Der Anspruch des Eigentümers verjährt innert zehn Jahren seit dem Inkraft­
treten der Eigentumsbeschränkung.

3 Die Entschädigung wird von dem Zeitpunkt an verzinst, an dem der Berechtigte 
sie geltend gemacht hat.

Art. 55 
Anmerkung im Grundbuch

1 Die Kantone können vorschreiben, dass die Auszahlung von Entschädigungen 
infolge von Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch anzumerken ist.

2 Diese Vorschriften bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung durch den 
Bundesrat.

5. Teil: Organisatorische Vorschriften
Art. 56 

Kantonale Fachstelle

Die Kantone errichten für ihr Gebiet eine Fachstelle für Raumplanung und um­
schreiben deren Aufgaben und Befugnisse.
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Art. 57
Amt für Raumplanung

1 Der Bund errichtet ein Amt für Raumplanung.
2 Dem Amt für Raumplanung obliegt der Vollzug dieses Gesetzes, soweit er 

Sache des Bundes ist und soweit nicht nach Spezialgesetz andere Bundesstellen zu­
ständig sind.

3 Das Amt ist für die Koordination aller Planungsaufgaben im Rahmen dieses 
Gesetzes innerhalb der Bundesverwaltung, mit Einschluss der eidgenössischen Regie­
betriebe, zuständig.

Art. 58 
Berichterstattung

Der Bundesrat erstattet den eidgenössischen Räten alle zwei Jahre Bericht über 
die Durchführung und den Stand der Verwirklichung der Raumplanung im Bund und 
in den Kantonen.

6. Teil: Rechtsschutz

Art. 59 
Kantonales Recht

1 Der Rechtsschutz im Bereiche des Planungsrechtes ist, soweit nicht Bundesrecht 
Anwendung findet, durch das kantonale Recht zu gewährleisten,

2 Das kantonale Recht hat vorzusehen, dass die Nutzungspläne öffentlich auf­
zulegen sind und dass dagegen Einsprache und Beschwerde an eine kantonale Instanz 
erhoben werden kann.

Art. 60 
Bundesrecht

Der Rechtsschutz im Bereich des Bundes richtet sich nach den allgemeinen Be­
stimmungen über die Bundesrechtspflege.

Art. 61 
Beschwerdelegitimation

1 Zur Beschwerde an das Bundesgericht, den Bundesrat oder die kantonalen In­
stanzen ist berechtigt, wer durch die Verfügung berührt ist und ein schutzwürdiges 
Interesse an deren Aufhebung oder Änderung hat. Die Beschwerde steht auch den 
zuständigen Behörden von Bund, Kantonen und Gemeinden zu.

2 Das kantonale Recht kann für seinen Bereich eine weitergehende Legitimation 
anerkennen.

Art. 62 
Umzonungsbegehren

Jedermann, der ein Interesse geltend machen kann, ist nach Ablauf von fünf Jah­
ren seit dem rechtskräftigen Erlass des Nutzungsplanes berechtigt, jederzeit das Be­
gehren um Umzonung von Grundstücken zu stellen, wenn er glaubhaft macht, dass 
sich die Verhältnisse seit dem Erlass des Planes wesentlich geändert haben oder dass 
sonstige besondere Umstände eine Umzonung rechtfertigen.
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7. Teil: Schlussbestimmungen
Art. 63 

Laufende Massnahmen
Massnahmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht 

rechtskräftig sind, werden nach den Grundsätzen dieses Gesetzes behandelt und ent­
schieden.

Art. 64 
Gesamtrichtpläne

1 Die Kantone beschliessen die Gesamtrichtpläne innert fünf Jahren seit Inkraft­
treten des Gesetzes.

2 Der Bundesrat kann die Frist auf begründetes Gesuch hin angemessen ver­
längern.

Art. 65 
Nutzungspläne

1 Die Nutzungspläne sind innert drei Jahren nach Vorliegen der Gesamtricht­
pläne zu erstellen.

2 Die kantonale Regierung kann die Frist auf begründetes Gesuch hin angemes­
sen verlängern.

8 Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltende und für den Eigen­
tümer rechtsverbindliche Planungen, die den Anforderungen dieses Gesetzes im we­
sentlichen genügen, können von den zuständigen kantonalen Behörden als Nutzungs­
pläne anerkannt werden.

4 Aus der Anpassung von geltenden rechtsverbindlichen Planungen an die Erfor­
dernisse dieses Gesetzes können keine Entschädigungsansprüche abgeleitet werden. 
Artikel 48 und 49 bleiben Vorbehalten.

Art. 66 
Ermächtigung

1 Werden kantonale Erlasse über das Bau- und Planungsrecht, die für die Durch­
führung der Raumplanung nach diesem Gesetz notwendig sind, von den zuständigen 
Organen nicht innert drei Jahren erlassen, so trifft die Regierung die vorläufigen 
Regelungen, die für die Durchführung unerlässlich sind.

2 Diese Bestimmung gilt sinngemäss für Nutzungspläne, die vom zuständigen Ge­
meinwesen nicht fristgerecht beschlossen werden.

Art. 67
Planungszonen; Kompetenz des Bundes

Solange kein genehmigter Gesamtrichtplan vorliegt, kann der Bundesrat an Stelle 
der Kantone Planungszonen im Sinne von Artikel 36 erlassen, sofern dies der Ver­
wirklichung der Zwecke dieses Gesetzes dient.

Art. 68 
Beiträge

Bis zur Genehmigung der Gesamtrichtpläne kann der Bund die Erschliessung von 
Siedlungsgebieten nach Artikel 43 fördern, sofern Gewähr besteht, dass die Verwirk­
lichung dieses Gesetzes dadurch nicht beeinträchtigt wird.
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Art. 69
Leitlinien des Bundes

Bis zum Vorliegen der weiteren materiellen Grundsätze im Sinne von Artikel 21 
legt der Bundesrat aufgrund von Artikel 1 Absatz 2 nach Anhören der Kantone Leit­
linien für die Gesamtrichtpläne der Kantone und für die Sachpläne des Bundes fest.

Art. 70 
Änderung von Bundesrecht

Das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1943 über die Organisation der Bundes­
rechtspflege wird wie folgt geändert:

Art. 99 Bst. c
«c. Verfügungen über Pläne, soweit es sich nicht um Entscheide über Einsprachen

gegen Enteignungen und Landumlegungen oder um Nutzungspläne auf dem Ge­
biete der Raumplanung handelt.»

Art. 71
Verlängerung bisheriger Massnahmen

1 Die Kantonsregierungen können die geltenden Pläne der provisorischen 
Schutzgebiete gemäss Bundesbeschluss über dringliche Massnahmen auf dem Gebiete 
der Raumplanung vom 17. März 1972 ganz oder teilweise verlängern, bis die Nut­
zungspläne nach den Vorschriften dieses Gesetzes rechtskräftig geworden sind. Sie 
können auch ergänzende Bestimmungen erlassen.

2 Die Kantonsregierungen ordnen das Verfahren.

Art. 72 
Inkrafttreten und Vollzug

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. Er erlässt die erforderlichen Aus­

führungsbestimmungen.

Also beschlossen vom Ständerat 
Bern, den 4. Oktober 1974

Also beschlossen vom Nationalrat 
Bern, den 4. Oktober 1974

Der Vizepräsident: Oechslin 
Der Protokollführer: Sauvant

Der Vizepräsident: Simon Köhler 
Der Protokollführer: Koehler

Wer dieses Gesetz annehmen will, schreibe «Ja», wer es verwerfen will, schreibe 
«Nein».

Im Auftrag des Schweizerischen 
Bundesrates
Der Bundeskanzler: Huber

Bern, den 5. März 1976
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Bundesbeschluss 
betreffend ein Abkommen zwischen der Schweiz und 

der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) über 
ein Darlehen von 200 Millionen Franken

(Vom 20. Juni 1975)

Die Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 8, 85 Ziffern 5 und 6 und 102 Ziffern 8 und 9 der Bundes­
verfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 5. Februar 1975,

beschliesst:

Art. 1
Der Bundesrat wird ermächtigt, mit der Internationalen Entwicklungsorganisa­

tion (IDA) ein Abkommen über ein Darlehen von 200 Millionen Franken an diese 
Organisation gemäss beiliegendem Text abzuschliessen und zu ratifizieren.

Art. 2
Dieser Beschluss untersteht dem Staatsvertragsreferendum.

Also beschlossen vom Nationalrat Der Präsident: Simon Köhler
Bern, den 20. Juni 1975 Der Protokollführer: Koehler

Also beschlossen vom Ständerat Der Präsident: Oechslin
Bern, den 20. Juni 1975 Der Protokollführer: Sauvant

Wer diesen Beschluss annehmen will, schreibe «Ja», wer ihn verwerfen will, schreibe 
«Nein ».

Bern, den 5. März 1976 Im Auftrag des Schweizerischen
Bundesrates
Der Bundeskanzler: Huber
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(Entwurf)
Abkommen

zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
der Internationalen Entwicklungsorganisation betreffend 

ein Entwicklungsdarlehen von 200 Millionen Schweizerfranken 
an diese Organisation

D ie Schweizerische Eidgenossenschaft 
und

die Internationale Entwicklungsorganisation,

in Erwägung der seit langem bestehenden Beziehungen und der Zusammenarbeit 
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung,

in Erwägung, dass die Internationale Entwicklungsorganisation zum Ziel hat, die 
wirtschaftliche Entwicklung insbesondere durch die Bereitstellung von Finanzmitteln 
für die Befriedigung wichtiger Bedürfnisse von weniger entwickelten Ländern, die 
Mitglied der Organisation sind, zu fördern und auf diese Weise die Tätigkeit der Bank 
zu ergänzen,

und in Erwägung, dass die Schweizerische Eidgenossenschaft wünscht, die Tätig­
keit der Internationalen Entwicklungsorganisation zu unterstützen,

haben folgendes vereinbart:

Art. 1
Die Schweizerische Eidgenossenschaft (hiernach als «Eidgenossenschaft» be­

zeichnet) verpflichtet sich, der Internationalen Entwicklungsorganisation (hiernach 
als «Organisation» bezeichnet) zu den in diesem Abkommen festgelegten Bedingun­
gen ein Darlehen im Betrage von 200 Millionen (zweihundert Millionen) Schweizer­
franken (hiernach als «Darlehen» bezeichnet) zu gewähren.

Art. 2
Der Darlehenserlös ist der Organisation in freien Schweizerfranken auf ein zu 

ihren Gunsten bei der Schweizerischen Nationalbank zu eröffnendes Konto zu den 
nachgenannten Daten und Beträgen zur Verfügung zu stellen:
(Datum: Im Frühjahr 1976)*)....................................  60000 000 Schweizerfranken
(Datum: Ein Jahr nach erster Zahlung)....................  70000000 Schweizerfranken
(Datum: Zwei Jahre nach erster Zahlung)................  70 000 000 Schweizerfranken

Art. 3
Das Darlehen ist zinsfrei.

A rt.42)
Die Organisation verpflichtet sich, das Darlehen in jährlichen Raten jeweils

a m ........................................................................................ zurückzuzahlen, beginnend
a m .................... .. endend a m ...................... wobei jede Rate bis einschliesslich der
a m .................... zahlbaren Rate ein Prozent (1 %) des Kapitals und jede spätere Rate
drei Prozent (3%) des Kapitals beträgt.

J) Dieses Datum wird nach der Abstimmung neu festgesetzt.
a) Die in diesem Artikel fehlenden Daten werden bei der Inkraftsetzung definitiv festgelegt.



Die Organisation verpflichtet sich, das Darlehen in freien Schweizerfranken zu­
rückzuzahlen.

Art. 6
Der Darlehenserlös steht der Organisation zur uneingeschränkten Verfügung, 

jedoch mit der Auflage, dass:
a) die Organisation die Eidgenossenschaft in regelmässigen Abständen über die 

Verwendung des Darlehenserlöses benachrichtigt;
b) die Organisation mit der Eidgenossenschaft über die Verwendung des Darlehens­

erlöses einen Meinungsaustausch pflegt, wann immer sie einen solchen für ratsam 
hält; und

c) falls der Darlehenserlös in anderen Ländern als der Schweiz verwendet wird, die 
Schweizerfranken bei der Schweizerischen Nationalbank in andere Währungen 
umgetauscht werden, es sei denn, diese stimme einem anderen Verfahren zu.

Art. 7
Die Organisation erklärt ihr Einverständnis damit, dass die Eidgenossenschaft im 

Fall ihres Beitritts zur Organisation zu einem beliebigen Zeitpunkt den der Organisa­
tion zur Verfügung gestellten und noch nicht zurück bezahlten Darlehensbetrag sowie 
auch den der Organisation noch nicht zur Verfügung gestellten Darlehensbetrag in eine 
Kapitalzeichnung oder einen Beitrag umwandeln kann, gegen Entlassung der Organi­
sation aus den Verpflichtungen des vorliegenden Abkommens. Die vollständige oder 
teilweise Umwandlung dieses Darlehensbetrages in eine Kapitalzeichnung wird, wie 
zwischen der Eidgenossenschaft und der Organisation vereinbart, Gegenstand von 
Verträgen sein. Dabei wird die Eidgenossenschaft Stimmrechte auf Grund der Regeln 
erhalten, die in jenem Zeitpunkt für die Mitglieder der Gruppe I gelten. Diese Ver­
träge werden, nach Annahme der schweizerischen Kandidatur durch den Gouver­
neursrat, zu schliessen sein.

Art. 8
Alle zwischen der Eidgenossenschaft und der Organisation entstehenden Streitig­

keiten über die Anwendung oder Auslegung des vorliegenden Abkommens oder ir­
gendeiner zusätzlichen Abmachung, die nicht auf dem Verhandlungswege geregelt 
werden können, werden einem Kollegium von drei Schiedsrichtern zum Entscheid 
unterbreitet. Der erste Schiedsrichter wird vom Schweizerischen Bundesrat ernannt, 
der zweite von der Organisation und der Vorsitzende im gemeinsamen Einvernehmen 
von den Vertragsparteien oder, sofern keine Einigung erzielt werden kann, vom Präsi­
denten des Internationalen Gerichtshofes, es sei denn, die Parteien kämen überein, für 
die Regelung eines bestimmten Falles ein anderes Verfahren einzuschlagen.

Art. 9
Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft.

Geschehen in . . . .  . . a m ................ , in je zweifacher Ausfertigung in fran­
zösischer und englischer Sprache, wobei der französische Text verbindlich ist.

Für die Schweizerische Für die Internationale
Eidgenossenschaft: Entwicklungsorganisation:

Art. 5
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3

Bundesbeschluss 
über eine Neukonzeption der Arbeitslosenversicherung

(vom 11. März 1976)

D ie Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 3. September 1975,
beschliesst:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
Art. 34novies

1 Der Bund regelt auf dem Wege der Gesetzgebung die Arbeitslosenversicherung. 
Er kann Vorschriften über die Arbeitslosenfürsorge aufstellen.

2 Die Arbeitslosenversicherung ist für die Arbeitnehmer obligatorisch. Das 
Gesetz bestimmt die Ausnahmen. Der Bund sorgt dafür, dass Selbständigerwerbende 
sich unter bestimmten Voraussetzungen versichern können.

3 Die Arbeitslosenversicherung gewährt angemessenen Erwerbsersatz und fördert 
durch finanzielle Leistungen Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit.

4 Die Arbeitslosenversicherung wird durch Beiträge der Versicherten finanziert; 
sind die Versicherten Arbeitnehmer, so tragen ihre Arbeitgeber die Hälfte der Beiträge. 
Das Gesetz begrenzt die Höhe des beitragspflichtigen Erwerbseinkommens sowie des 
Beitragssatzes. Der Bund und die Kantone erbringen bei ausserordentlichen Verhält­
nissen finanzielle Leistungen.

6 Die Kantone und die Organisationen der Wirtschaft wirken beim Erlass und 
Vollzug der Vorschriften mit.

Art.34xeT Abs. 1 Bst. f  und Abs.3 
Aufgehoben

II
Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände.

Also beschlossen vom Nationalrat Der Präsident: Etter
Bern, den 11.März 1976 Der Protokollführer: Hufschmid

Also beschlossen vom Ständerat Der Präsident: Wenk
Bern, den 11.März 1976 Der Protokollführer: Sauvant

Wer diesen Beschluss annehmen will, schreibe «Ja», wer ihn verwerfen will, schreibe 
«Nein».

Bern, den 11. März 1976 Im Auftrag des Schweizerischen
Bundesrates
Der Bundeskanzler: Huber
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Erläuterungen zu den Abstimmungsvorlagen 
vom 13. Juni 1976

Den Stimmberechtigten werden am 13. Juni die drei folgenden eidgenössischen Ab­
stimmungsvorlagen unterbreitet: Das Raumplanungsgesetz, die Gewährung eines 
Darlehens an die Internationale Entwicklungsorganisation und die Neuordnung der 
Arbeitslosenversicherung. Der Bundesrat legt Wert darauf, zur Erläuterung dieser 
Vorlagen folgendes festzuhalten:

1. Raumplanungsgesetz
Unser Bod?n ist knapp und nicht vermehrbar. Die Zersiedlung und damit der Ver- 
schleiss von gutem landwirtschaftlichem Boden wie auch die Zerstörung von Erho­
lungsgebieten dürfen nicht weiter andauern. Es gilt, noch sorgfältiger als bisher zur 
rechten Zeit und am richtigen Ort die verfügbaren Mittel einzusetzen. Die eidgenös­
sischen Räte haben deshalb am 4. Oktober 1974 das Raumplanungsgesetz angenom­
men. Dagegen ist das Referendum ergriffen worden, so dass nun das Volk zu ent­
scheiden hat.
Das Gesetz enthält im Sinne des 1969 von Volk und Ständen angenommenen Ver­
fassungsartikels über die Raumplanung nur Grundsätze. Seine Ziele sind die zweck­
mässige Nutzung des Bodens und die geordnete Besiedlung des Landes. Die Raum­
planung selber ist Sache der Kantone. Der Bund soll sie unterstützen und mit ihnen 
Zusammenarbeiten. Auch wo er selber baut, hat er die kantonalen und örtlichen Pla­
nungen zu berücksichtigen.
Die wichtigste Aufgabe kommt den Kantonen zu. Sie legen die Grundzüge der künf­
tigen räumlichen Entwicklung ihres Gebietes fest. Dabei sollen sie Rücksicht nehmen 
auf die Anliegen des Bundes und der Gemeinden. Ihre Ortsplanung können die Ge­
meinden auch in Zukunft selber durchführen.
Kantone und Gemeinden sollen die Besiedlung so, planen, dass eine erwünschte 
Entwicklung mit vernünftigem Aufwand möglich wird. Selbstverständlich müssen 
neben den Interessen der Gemeinden auch übergeordnete Anliegen berücksichtigt 
werden. Mit dem Mittel des Gesamtrichtplanes soll im Kanton die Zusammenarbeit 
sowohl mit dem Bund als auch mit den Gemeinden verstärkt werden. So erhalten die 
Gemeinden auch mehr Sicherheit für die zweckmässige Festlegung des Zonenplanes. 
Notwendig ist aber auch die enge Zusammenarbeit unter den Kantonen. Die raum­
planerischen Probleme machen an den Kantonsgrenzen nicht halt. Gemeinsame 
Grundsätze zu ihrer Lösung sind unerlässlich. Auch die Rechte aller Bürger und 
Gemeinden sollen überall gleich geschützt werden.
Die Einteilung eines Gemeindegebietes in verschiedene Zonen (z. B. Baugebiet, Land­
wirtschaftsgebiet, Forstgebiet, Erholungs- und Schutzgebiet) bringt Vor- und Nach­
teile mit sich. Das Raumplanungsgesetz schafft erstmals in umfassender Weise die 
Möglichkeit des Ausgleichs. Das Gesetz sagt eindeutig, wann bei Eigentumsbeschrän­
kungen Entschädigung zu leisten ist. Es folgt dabei den Grundsätzen der Bundesver­
fassung über die Eigentumsgarantie. Ferner legt das Gesetz den Grundstein für den 
volkswirtschaftlichen Ausgleich zugunsten der Land- und Forstwirtschaft. Wo aus 
der Planung Vorteile entstehen, sind die Kantone gehalten, übermässige Mehrwerte 
angemessen abzuschöpfen. Jeder Kanton kann die Regelung so treffen, dass sie sich 
möglichst einfach in die kantonale Ordnung einbauen lässt. Die Erträge der Mehr­
wertabschöpfung sind in den Kantonen für Zwecke der Raumplanung einzusetzen; 
auch der volkswirtschaftliche Ausgleich wird teilweise daraus finanziert.
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Das Raumplanungsgesetz verstärkt durch verschiedene Bestimmungen den Schutz 
der Interessen aller, auf die sich die Planung auswirkt. Bund, Kantone und Ge­
meinden sollen Zusammenarbeiten und bei der Planung öffentliche und private In­
teressen stets sorgfältig gegeneinander abwägen. Der Bürger erhält das Recht, sich in 
Gemeinden und Kantonen über die Planung informieren und dazu äussem zu können. 
Das Gesetz bietet dem Bürger auch bessere Beschwerdemöglichkeiten. Schliesslich 
hat der Grundeigentümer die Möglichkeit, Begehren um Änderungen des Zonen­
planes zu stellen.

2. Darlehen an die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA)
Die Tätigkeit der IDA entspricht den Grundanliegen der schweizerischen Entwick­
lungszusammenarbeit: Hilfe für die Bedürftigsten, Erhöhung der Nahrungsmittel­
produktion, Entwicklung der ländlichen Gebiete.
Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der vergangenen Jahre, welche die Lage der am 
meisten benachteiligten Entwicklungsländer noch verschlimmert haben, zwingen alle 
Länder der Welt, gemeinsam nach Lösungen für die Probleme jedes einzelnen zu su­
chen. Die Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft für die Entwicklungs­
zusammenarbeit sind also dringender denn je. Die Arbeit der IDA spielt dabei eine 
wesentliche Rolle. Die eidgenössischen Räte haben deshalb im Juni 1975 beschlossen, 
dieser Organisation ein rückzahlbares Darlehen von 200 Millionen Franken zu ge­
währen, das in drei Jahresraten zur Ausrichtung gelangen soll. Gegen diesen Beschluss 
wurde das Referendum ergriffen, so dass nun das Volk über das Darlehen zu ent­
scheiden hat.
Die IDA ist eine internationale Organisation mit weltweiter Mitgliedschaft: 116 
Staaten gehören ihr an. Ihr Ziel ist es, den ärmsten Ländern bei der Verwirklichung 
von Projekten zu helfen, die den wesentlichen Erfordernissen der sozialen und wirt­
schaftlichen Entwicklung entsprechen. Dafür hat sie bisher Kredite von beinahe 30 
Milliarden Franken zu sehr günstigen Bedingungen gewährt. Sie dienen unter anderem 
dazu, die Nahrungsmittelproduktion zu erhöhen, die Lebensbedingungen und die 
Gesundheit insbesondere der Landbevölkerung zu verbessern, die Erziehung zu för­
dern sowie die Verbindungswege und die Infrastruktur zu entwickeln. IDA-Kredite 
erhalten nur solche Länder, die ein sehr niedriges jährliches Pro-Kopf-Einkommen 
haben.
Die IDA ist eine Tochter der Weltbank und finanziert ihre Arbeit durch Mittel, die ihr 
die Mitgliedstaaten unentgeltlich zur Verfügung stellen. Die Schweiz, die nicht Mit­
glied der Organisation ist, gewährt ihr Darlehen. Die Projekte der IDA werden von 
qualifizierten Fachleuten vorbereitet, ausgeführt und überwacht. Am Entscheid über 
jedes einzelne Projekt sind alle Mitgliedstaaten beteiligt. Die Schweiz hat ein Kontroll­
recht über den Einsatz ihres Darlehens von 200 Millionen Franken. Zum Stab der 
IDA gehören auch 20 Schweizer.
Ohne die Schuldenlast der Empfängerländer zu vergrössern, erhöhen die Kredite der 
IDA die Wirksamkeit der Anstrengungen, welche diese Länder unternehmen, um ihre 
eigene Entwicklung zu fördern. Sie gestatten die Durchführung von Programmen, die 
kein Staat ohne fremde Hilfe verwirklichen könnte.
Die IDA und die Weltbank vergeben ihre Kredite aufgrund internationaler Aus­
schreibungen. Unsere Industrie hat dank ihrer Wettbewerbsfähigkeit daraus schon 
grossen Nutzen gezogen. Die Aufträge, welche schweizerische Unternehmen erhielten, 
haben diesen neue Märkte erschlossen und tragen zur Erhaltung von Arbeitsplätzen in 
unserem Land bei.
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3. Neukonzeption der Arbeitslosenversicherung

Mit der Rezession ist in unserem Lande die Zahl der Arbeitslosen innert weniger 
Monate sehr stark angestiegen. Die Erfahrungen zeigen deutlich, dass eine zweck­
mässige Neuordnung der Arbeitslosenversicherung notwendig ist. Der vorgesehene 
Verfassungsartikel bildet die Grundlage dazu.

Bisher konnten nur die Kantone diese Versicherung obligatorisch erklären, und es 
waren nur rund ein Drittel der Arbeitnehmer gegen Arbeitslosigkeit versichert. Mit 
dem neuen eidgenössischen Obligatorium soll der Versicherungsschutz soweit als 
möglich ausgedehnt werden. Der neue Verfassungsartikel sieht vor, grundsätzlich alle 
Arbeitnehmer, auch die Beamten, der Versicherungspflicht zu unterstellen. Über all­
fällige Ausnahmen entscheidet die Bundesversammlung. Auch den Selbständiger­
werbenden soll unter bestimmten Voraussetzungen der Beitritt ermöglicht werden. 
So wird eine breite Solidarität geschaffen und eine rationelle Durchführung der Ver­
sicherung erreicht.

Erstes Ziel des neuen Verfassungsartikels ist die Sicherung eines angemessenen Er­
werbsersatzes bei Arbeitslosigkeit. Aus Mitteln der Versicherung sollen aber auch 
Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit gefördert werden. 
Zu denken ist dabei an notwendige Umschulungen, Entschädigungen bei auswärtiger 
Arbeitsannahme und ähnliches.

Die Versicherung wird zu gleichen Teilen durch Beiträge der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber finanziert. Die Beiträge sollen jedoch nicht unbegrenzt ansteigen können; 
das Einkommen wird nur bis zu einer bestimmten Höhe der Beitragspflicht unterstellt, 
und auch der Beitragssatz ist begrenzt. Die nähere Regelung wird sich im neuen 
Bundesgesetz finden. Weil alle mitzahlen, werden die Beiträge verhältnismässig be­
scheiden sein. In der gleichen Richtung wirkt der Finanzausgleich unter den Kassen. 
Bei ausserordentlichen Verhältnissen müssen auch Bund und Kantone Leistungen er­
bringen.

Die Kantone und die Organisationen der Wirtschaft wirken bei der Ausarbeitung und 
dem Vollzug der Vorschriften mit.
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